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Ordentliche Hauptversammlung 
der 

MTU Aero Engines AG 
am 

15. April 2015 
 
 
 
 
Bericht des Vorstands zum Tagesordnungspunkt 8 (Beschlussfassung über 
die Aufhebung der bisherigen Genehmigten Kapitalia I, II und III und Schaffung 
eines neuen Genehmigten Kapitals 2015; Neufassung von § 4 Absatz 5 und 
Streichung von § 4 Absatz 7 der Satzung) gemäß § 203 Absatz 2 Satz 2 i.V.m. § 
186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz  

 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Schaffung eines ge-
nehmigten Kapitals vor, um der Gesellschaft kurzfristige Reaktionen auf Marktgege-
benheiten ohne erneute Einberufung einer Hauptversammlung zu ermöglichen. Die 
der Gesellschaft von den Hauptversammlungen am 22. April 2010 und am 5. Mai 
2011 erteilten Ermächtigungen zur Schaffung genehmigter Kapitalia wurden von der 
Gesellschaft bisher nicht genutzt (Stand 3. März 2015) und laufen am 21. April 2015 
aus. Sie sollen durch eine neue Ermächtigung ersetzt werden. Die neue Ermächti-
gung ist wie bisher auf fünf Jahre befristet.  

Insgesamt soll ein genehmigtes Kapital von Euro 15.600.000 gegen Bareinlage ge-
schaffen werden. Dies entspricht 30 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesell-
schaft. Die Ermächtigung soll für die gesetzliche Höchstdauer von fünf Jahren (konk-
ret bis zum 14. April 2020) erteilt werden. Die bestehenden Genehmigten Kapitalia I, 
II, und III werden aufgehoben.  

Den Aktionären sind die aus der Ausnutzung des genehmigten Kapitals entstehen-
den neuen Aktien grundsätzlich zum Bezug anzubieten. Das Bezugsrecht kann den 
Aktionären auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem 
Kreditinstitut oder einem nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (§§ 203 Ab-
satz 1, 186 Absatz 5 AktG). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise für bestimmte Fälle 
auszuschließen. Dazu im Einzelnen:  
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Schaffung eines Ge-
nehmigten Kapitals 2015 in Höhe von nominal insgesamt bis zu Euro 15.600.000 vor, 
das gegen Bareinlage ausgenutzt werden kann.  
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Der Vorstand soll dabei ermächtigt werden, Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht 
auszunehmen. Dies dient der Herstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses. 
Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrages würden 
insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchfüh-
rung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. 
Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträ-
ge gering. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht aus-
schließen können, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu gewähren, wenn 
es die Bedingungen der Schuldverschreibungen bestimmen. Schuldverschreibungen 
enthalten zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt regelmäßig einen Verwässe-
rungsschutz, der vorsieht, dass den Inhabern bei nachfolgenden Aktienemissionen 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären zu-
steht. Zur Bedienung derartiger Bezugsrechte der Inhaber der Schuldverschreibun-
gen reicht das Bedingte Kapital häufig nicht aus, insbesondere, da der Umfang zu-
künftiger Aktienemissionen bei Schaffung des jeweiligen Bedingten Kapitals noch 
nicht vorhersehbar ist. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässe-
rungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht somit aus dem Geneh-
migten Kapital bedient werden können. Insoweit muss bei Ausübung des Genehmig-
ten Kapitals das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen wer-
den. Das dient der leichteren Platzierung der Schuldverschreibungen und damit den 
Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.  
 
Der Vorstand soll gemäß §§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ferner ermäch-
tigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, wenn die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der 
den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in dieser Weise unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf insgesamt 5 % des Grund-
kapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Diese Ermächtigung versetzt die 
Gesellschaft in die Lage, Marktchancen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern 
schnell und flexibel zu nutzen und einen dafür bestehenden Kapitalbedarf gegebe-
nenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermög-
licht dabei der Verwaltung nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern auch eine Plat-
zierung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugs-
rechtsemissionen erforderlichen Abschlag. Dies führt zu höheren Emissionserlösen 
zum Wohl der Gesellschaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen Platzierung die Ge-
winnung neuer Aktionärsgruppen verbunden werden.  

§ 186 Absatz 2 AktG sieht zwar für den Fall der Wahrung des Bezugsrechts die Mög-
lichkeit vor, bei Veröffentlichung der Bezugsfrist noch keinen konkreten Ausgabebe-
trag, sondern nur die Grundlagen für seine Festlegung anzugeben. Aber auch in ei-
nem solchen Fall kann letztlich nicht der bestmögliche Platzierungserfolg für die Ge-
sellschaft erwartet werden, weil der Ausgabebetrag spätestens drei Tage vor Ablauf 
der Bezugsfrist bekannt zu machen ist. Auch ist bei Einräumung eines Bezugsrechts 
wegen der Ungewissheit darüber, in welchem Umfang dieses ausgeübt wird (Be-
zugsverhalten), die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit mehr Auf-
wand verbunden. Durch die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss kann daher 
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eine bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller 
Aktionäre erreicht werden.  

Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Abschlag so niedrig be-
messen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Markt-
bedingungen möglich ist. Der Ausgabebetrag und damit das der Gesellschaft zuflie-
ßende Entgelt für die neuen Aktien wird sich am Börsenpreis der schon börsennotier-
ten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht wesentlich, d. h. jedenfalls 
um nicht mehr als 5 % unterschreiten. Der Bezugsrechtsausschluss darf 5 % des 
bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung auf 5 % des 
Grundkapitals ist eine seit Erteilung dieser Ermächtigung, also seit 15. April 2015, 
erfolgende Gewährung von Options- bzw. Wandlungsrechten auf Aktien der Gesell-
schaft unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG an-
zurechnen. Auf die 5 %-Grenze werden schließlich auch Veräußerungen eigener Ak-
tien unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
angerechnet.  

Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Schutz-
bedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf einen weitgehenden Verwässerungsschutz 
ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder Aktionär hat aufgrund des börsen-
kursnahen Ausgabekurses der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Be-
grenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, die 
zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd glei-
chen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in 
Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG die 
Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des Geneh-
migten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden, 
während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre angemessene Handlungsspiel-
räume eröffnet werden.  

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Aus-
schluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen, 
auch unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässe-
rungseffekts, für sachlich gerechtfertigt und angemessen.  
 
Der Vorstand wird über die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals jeweils in der 
nächsten Hauptversammlung berichten. 

 

  

München, im März 2015 

 

MTU Aero Engines AG 

Der Vorstand 


